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In der Verwaltungsstreitsache 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
hat der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 30. April 2003  
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht   Dr.  B a r d e n h e w e r    
und die Richter am Bundesverwaltungsgericht   Dr.  H a h n ,   B ü g e ,   Dr.  G r a u l i c h  
und   V o r m e i e r 
 
 
für Recht erkannt: 
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Die Revision gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 6. Dezember 2001 wird zurückgewie-
sen. 
 
Die Beklagte trägt die Kosten des Revisionsverfahrens. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I. 

 

Die Klägerin, ein Telekommunikationsunternehmen, wendet sich gegen die Erhebung von 

Gebühren für die Zuteilung von Rufnummern für Funknetze nach § 43 Abs. 3 Satz 4 des 

Telekommunikationsgesetzes (TKG) i.V.m. der Telekommunikations-Nummerngebühren- 

verordnung (TNGebV). 

 

Mit Schreiben vom 22. Juni 1999 beantragte die Klägerin bei der Regulierungsbehörde für 

Telekommunikation und Post (Regulierungsbehörde) der Beklagten die Zuteilung von zehn-

stelligen Rufnummern für Funknetze. Die Regulierungsbehörde teilte der Klägerin mit Be-

scheid vom 9. Juli 1999 den aus 10 000 000 Rufnummern bestehenden Rufnummernblock 

mit der Netzzugangsnummer (0)174 zu. Mit Bescheid vom 3. November 1999 zog die Regu-

lierungsbehörde die Klägerin hierfür zu Gebühren in Höhe von 10 000 000 DM heran. 

 

Das Verwaltungsgericht hat die dagegen gerichtete Klage abgewiesen. Auf die Berufung der 

Klägerin hat das Oberverwaltungsgericht das erstinstanzliche Urteil geändert und den Ge-

bührenbescheid aufgehoben. Zur Begründung hat das Berufungsgericht im Wesentlichen 

ausgeführt: Die Gebührenerhebung auf der Grundlage von § 1 TNGebV i.V.m. B.4 der Anla-

ge zu § 1 sei rechtswidrig. Es könne offen bleiben, ob wegen der Rückwirkung der Gebüh-

renverordnung ein Verstoß gegen den aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Grundsatz 

des Verfahrensschutzes gegeben sei. Dahinstehen könne auch, ob auf Rufnummern im Mo-

bilfunkbereich Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 97/13/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 10. April 1997, die so genannte Lizenzierungsrichtlinie, anwendbar sei. Selbst 

wenn sich die Rückwirkung als unbedenklich erweisen sollte und der Verordnungsgeber mit 

Blick auf Art. 11 Abs. 2 der Lizenzierungsrichtlinie bei der Festlegung der Gebührenhöhe 

nicht auf die Deckung des Verwaltungsaufwandes beschränkt sein sollte, erweise sich die 

Gebührenerhebung als rechtswidrig. Sie verstoße gegen das gebührenrechtliche Äquiva-

lenzprinzip. Danach dürfe eine Gebühr nicht unangemessen hoch festgesetzt werden. Der 

insoweit bestehende weite Gestaltungsspielraum sei im Fall einer gröblichen Verletzung des 

Äquivalenzprinzips nicht mehr gewahrt. So liege es hier. Die Kosten des Verwaltungsauf-
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wandes für die Zuteilung eines Rufnummernblocks betrügen nach den Berechnungen des 

Verordnungsgebers 2 250 DM. Daran gemessen überschreite die Gebühr von 

10 000 000 DM für die Zuteilung eines Rufnummernblocks die Kosten des Verwaltungsauf-

wandes um etwa das 4 444fache. Tatsächlich sei das Missverhältnis noch gravierender, weil 

die Beklagte bei der Berechnung der Kosten des Verwaltungsaufwandes nicht berücksichti-

gungsfähige Positionen in Ansatz gebracht habe. Auch bei Berücksichtigung des wirtschaftli-

chen Wertes der Rufnummernzuteilung könne dieses Verhältnis zwischen Gebührenhöhe 

und Kosten des Verwaltungsaufwandes nicht mehr als angemessen angesehen werden. Die 

Gebühr habe sich von den Kosten des Verwaltungsaufwandes nahezu völlig gelöst.  

 

Die Beklagte begründet ihre vom Oberverwaltungsgericht zugelassene Revision im Wesent-

lichen wie folgt: Das angefochtene Urteil verletze Bundesrecht, weil das Oberverwaltungsge-

richt das Wesen des Äquivalenzprinzips verkannt habe. Das Berufungsgericht habe der Sa-

che nach allein auf das Verhältnis der Gebührenhöhe zu den Kosten des Verwaltungsauf-

wandes abgestellt und den wirtschaftlichen Wert der Nummernzuteilung dem gegenüber 

zurücktreten lassen. Die von dem Äquivalenzprinzip geforderte Berücksichtigung des Ver-

waltungsaufwandes betreffe Fälle, in denen der Wert oder die Bedeutung einer Amtshand-

lung nicht zu beziffern sei. Bei der zulässigen Berücksichtigung des Wertes der Nummernzu-

teilung sei das Äquivalenzprinzip nicht verletzt. Fehlerhaft sei auch, den Verwaltungsauf-

wand mit der gesamten Gebühr in Verhältnis zu setzen. Bei der Zuteilung einer umfangrei-

chen Nummernmenge im Rahmen einer einzigen Entscheidung ergebe sich zwangsläufig 

ein geringerer Verwaltungsaufwand. Die Unrichtigkeit der vom Oberverwaltungsgericht ver-

tretenen Auffassung ergebe sich auch daraus, dass der angenommene Verstoß gegen das 

Äquivalenzprinzip in Zukunft dadurch vermieden werden könnte, dass Rufnummernblöcke 

mit geringerer Nummernmenge zugeteilt würden. Dadurch würde sich der Abstand zwischen 

den Kosten des Verwaltungsaufwandes und der Gebühr verringern.  

 

Die Klägerin tritt der Revision unter Verteidigung des angefochtenen Urteils entgegen.  

 

II. 

 

Die zulässige Revision ist unbegründet. 

 

Das Oberverwaltungsgericht hat den angefochtenen Gebührenbescheid zu Recht aufgeho-

ben. Der Bescheid ist rechtswidrig, denn ihm liegt keine wirksame Gebührenregelung 

zugrunde. 
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1. Der Bescheid ist auf § 1 der Telekommunikations-Nummerngebührenverordnung 

(TNGebV) vom 16. August 1999 (BGBl I S. 1887) i.V.m. B.4 der Anlage zu § 1 in der hier 

maßgeblichen Ursprungsfassung gestützt. Danach wird für die Zuteilung eines Blocks von 

zehnstelligen Rufnummern für Funknetze in den Nummernbereichen (0)16 und (0)17 eine 

Gebühr von 1 DM (nunmehr 0,50 €) je Rufnummer, mindestens jedoch 2 250 DM (nunmehr 

1 125 €) erhoben. Bei der Zuteilung eines Rufnummernblocks, der aus 10 000 000 Rufnum-

mern besteht, ergibt sich mithin eine Gebühr in Höhe von 10 000 000 DM (heute 500 000 €), 

wie sie auch hier festgesetzt worden ist. Die Erhebung einer derart hohen Gebühr ist nach 

der in Rede stehenden Gebührenregelung nicht etwa nur ausnahmsweise zulässig, sondern 

prägt im Gegenteil deren Inhalt. Denn die Zuteilung eines 10 000 000 Rufnummern umfas-

senden Rufnummernblocks entspricht - worauf die Beklagte in der mündlichen Verhandlung 

vor dem Senat hingewiesen hat - der Verwaltungspraxis in dem für die rechtliche Beurteilung 

maßgeblichen Zeitpunkt des Ergehens des streitigen Gebührenbescheids, wie sie nunmehr 

in den Regeln für die Zuteilung von Rufnummern für öffentliche zellulare Mobilfunkdienste 

(ABl RegTP vom 6. Dezember 2000 S. 4003 ff.) niedergelegt ist. Die Beklagte hat diese 

Verwaltungspraxis dahin näher erläutert, dass die Zuteilung eines aus einer geringeren An-

zahl von Rufnummern bestehenden Rufnummernblocks wegen der bestehenden techni-

schen und wirtschaftlichen Gegebenheiten im Allgemeinen nicht zweckmäßig ist. 

 

Nach den Feststellungen in dem angefochtenen Urteil, denen die Beklagte nicht widerspro-

chen hat und die durch die in der Gebührenposition B.4 der Anlage zu § 1 TNGebVO vorge-

sehene Mindestgebühr bestätigt werden, betragen die Kosten des Verwaltungsaufwandes 

für die Zuteilung eines Rufnummernblocks etwa 2 250 DM. Daran gemessen übersteigt die 

für den Regelfall festzusetzende Gebühr die Kosten des Verwaltungsaufwandes um etwa 

das 4 444fache. 

 

2. Diese Gebührenregelung steht nicht mit höherrangigem Recht in Einklang.  

 

Dabei kann dahinstehen, ob der Verordnungsgeber, wie die Klägerin meint, aufgrund von 

Vorgaben des europäischen Gemeinschaftsrechts, die bei der Auslegung der Verordnungs-

ermächtigung in § 43 Abs. 3 Satz 3 TKG zu berücksichtigen sind, bei der Festlegung der 

Gebühr an das Kostendeckungsprinzip gebunden war oder ob er auch Gebühren erheben 

durfte, die die Kosten des Verwaltungsaufwandes übersteigen. Die Gebührenregelung er-

weist sich auf jeden Fall als nichtig. 

  



 
 
 

- 5 -

a) Sofern der Verordnungsgeber Gebühren festsetzen durfte, die die Kosten des Verwal-

tungsaufwandes übersteigen, verstößt die Gebührenregelung gegen das Äquivalenzprinzip.  

 

Das Äquivalenzprinzip als Ausprägung des (bundes-)verfassungsrechtlichen Grundsatzes 

der Verhältnismäßigkeit verlangt, dass die Gebühr in keinem groben Missverhältnis zu dem 

Wert der mit ihr abgegoltenen Leistung der öffentlichen Hand steht (vgl. Urteil vom 25. Juli 

2001 - BVerwG 6 C 8.00 - BVerwGE 115, 32 <44> m.w.N.; BVerfG, Beschluss vom 

7. Februar 1991 - 2 BvL 24/84 - BVerfGE 83, 363 <392>). Dieses Prinzip hat in § 3 Satz 1 

des Verwaltungskostengesetzes (VwKostG), auf das § 43 Abs. 3 Satz 4 TKG verweist, seine 

einfachrechtliche Ausprägung gefunden. Danach sind Gebühren so zu bemessen, dass zwi-

schen der den Verwaltungsaufwand berücksichtigenden Höhe der Gebühr einerseits und der 

Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen der Amtshandlung ande-

rerseits ein angemessenes Verhältnis besteht. Bei Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips 

verfügt der Gesetz- und Verordnungsgeber über einen weiten Entscheidungs- und Gestal-

tungsraum hinsichtlich der Bemessung der Gebühr. Diese muss sich nicht auf die Kosten 

des Verwaltungsaufwandes beschränken, sondern kann auch andere Gesichtspunkte ein-

fließen lassen, wie etwa den wirtschaftlichen Wert der gebührenpflichtigen Leistung der Ver-

waltung. Gleichwohl sind die für diese Leistung entstandenen Kosten nicht gänzlich ohne 

Bedeutung. Das Äquivalenzprinzip verbietet die Festsetzung der Gebühr völlig unabhängig 

von den Kosten der gebührenpflichtigen Leistung (vgl. Urteil vom 19. September 2001 

- BVerwG 6 C 13.00 - BVerwGE 115, 125 <130 f.>; BVerfG, Beschluss vom 6. Februar 1979 

- 2 BvL 5/76 - BVerfGE 50, 217 <227>; Beschluss vom 12. Februar 1992 - 1 BvL 1/89 - 

BVerfGE 85, 337 <346>; Beschluss vom 10. März 1998 - 1 BvR 178/97 - BVerfGE 97, 332 

<345>). Das folgt aus dem Zweck der Gebühr, die dem Gebührenschuldner vom Staat an-

lässlich einer individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung in der Absicht auferlegt wird, 

die Kosten dieser Leistung ganz oder teilweise zu decken (vgl. Urteil vom 19. September 

2001, a.a.O., S. 128 f. m.w.N.; BVerfG, Beschluss vom 10. März 1998, a.a.O., S. 345). Die-

ses der Gebühr begriffsnotwendig innewohnende Ziel der Kostendeckung kommt bei der hier 

in Rede stehenden Verwaltungsgebühr in der Weise zum Ausdruck, dass sie nach dem Wil-

len des Gesetzgebers als Gegenleistung "für die Entscheidung über die Zuteilung" von Ruf-

nummern erhoben wird (§ 43 Abs. 3 Satz 3 TKG). Es verbietet eine Gebühr, die sich hin-

sichtlich ihrer Höhe völlig von den Kosten der gebührenpflichtigen Leistung - hier denjenigen 

der Zuteilungsentscheidung - entfernt. Aus diesem Grund ist in § 3 Satz 1 VwKostG für der-

artige Verwaltungsgebühren ausdrücklich vorgeschrieben, dass bei der Bestimmung der Hö-

he der Gebühr der Verwaltungsaufwand "berücksichtigt" wird. Auch mit dieser Anforderung 

entspricht das Äquivalenzprinzip einem Verfassungsgebot. Denn zum einen darf der mit der 

Gebühr verfolgte Kostendeckungszweck schon um des gebotenen Mindestmaßes an Sach-
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gerechtigkeit und innerer Regelungskonsistenz willen (Art. 3 Abs. 1, Art. 20 Abs. 3 GG) nicht 

ohne Auswirkungen auf die Höhe der Gebühr bleiben (vgl. BVerfG, Beschluss vom 12. Feb-

ruar 1992, a.a.O. S. 346; Beschluss vom 6. Februar 1979 a.a.O., 227). Zum anderen wird 

wegen der Begrenzungs- und Schutzfunktion der grundgesetzlichen Finanzverfassung 

(Art. 104 a ff. GG) die Höhe der Gebühr wesentlich von der besonderen Finanzierungsver-

antwortlichkeit bestimmt, die der Gesetzgeber durch die Ausgestaltung des konkreten Ge-

bührentatbestands eingefordert hat. Auch dieser Zusammenhang, der durch die demokrati-

sche Funktion der Entscheidung des Gesetzgebers über die verfolgten Gebührenzwecke 

bestätigt wird, führt zu dem Schluss, dass bei der Bemessung der Gebühr der mit ihr verfolg-

te Zweck der Kostendeckung - ggf. neben etwaigen weitergehenden Gebührenzwecken - 

zumindest nicht gänzlich aus dem Auge verloren werden darf (vgl. BVerfG, Urteil vom 

19. März 2003 - 2 BvL 9/98 u.a. -, Umdruck S. 27 ff.). 

 

Aus dem Gesagten folgt, dass entgegen der von der Revision vertretenen Auffassung die 

Kosten des Verwaltungsaufwandes auch dann nicht völlig vernachlässigt werden dürfen, 

wenn bei der Bemessung der Gebühr der wirtschaftliche Wert der Amtshandlung in Rech-

nung gestellt wird. Auch in diesem Fall muss der Entgeltcharakter der Gebühr dadurch ge-

wahrt bleiben, dass diese sich hinsichtlich ihrer Höhe nicht völlig von den Kosten des Verwal-

tungsaufwandes lösen darf. 

 

Die hier für den Regelfall vorgesehene Gebühr in Höhe von 10 000 000 DM für die Zuteilung 

eines Rufnummernblocks steht nicht mit dem Gebot im Einklang, dass sich die Gebühr nicht 

völlig von den Kosten des Verwaltungsaufwandes lösen darf. Erforderlich ist insoweit eine 

wertende Beurteilung des Verhältnisses zwischen den Kosten des Verwaltungsaufwandes 

und der Gebührenhöhe. Die von dem Äquivalenzprinzip gezogene Obergrenze für die Ge-

bührenbemessung kann nicht abschließend festgelegt werden. Jedenfalls dann, wenn eine 

Verwaltungsgebühr die Kosten des Verwaltungsaufwandes um etwa das 4 444fache über-

steigt - wie hier -, besteht ein dem Äquivalenzprinzip zuwiderlaufendes grobes Missverhältnis 

zwischen der Gebühr und den Kosten des Verwaltungsaufwandes. 

 

Dagegen spricht - entgegen der von der Revision vertretenen Auffassung - nicht, dass der 

Verstoß gegen das Äquivalenzprinzip dadurch vermieden werden könnte, dass 10 000 000 

Rufnummern auf mehrere Rufnummernblöcke aufgeteilt werden, wodurch sich der Abstand 

zwischen den Kosten des Verwaltungsaufwandes und der jeweils zu erhebenden Gebühr 

verringern würde. Entscheidungserheblich ist hier allein, ob sich die Gebühr in Höhe von 

10 000 000 DM noch ansatzweise auf die Kosten des Verwaltungsaufwandes zurückführen 

lässt. Das ist nicht der Fall. Davon abgesehen wäre es jedenfalls nicht unbedenklich, wenn 
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die von der Revision erwogene Aufteilung der Rufnummernvergabe auf mehrere Rufnum-

mernblöcke allein oder überwiegend im staatlichen Gebühreninteresse erfolgte. Die Verord-

nung geht - wie aufgezeigt - von dem der Zweckmäßigkeit entsprechenden Regelfall der Zu-

teilung eines aus 10 000 000 Nummern bestehenden Rufnummernblocks aus. Damit stände 

eine Stückelung der Blockzuteilung nicht im Einklang. 

 

b) Für den Fall, dass der Verordnungsgeber aufgrund der Vorgaben des europäischen Ge-

meinschaftsrechts zur Einhaltung des Kostendeckungsprinzips verpflichtet war, erweist sich 

die Gebührenregelung deshalb als nichtig, weil die in ihr vorgesehene Gebühr die Kosten 

des Verwaltungsaufwandes überschreitet. Da die Gebührenregelung - wie dargestellt - auch 

bei Nichtgeltung des Kostendeckungsprinzips mit höherrangigem Recht nicht im Einklang 

steht, ist nicht entscheidungserheblich, ob hinsichtlich der Gebühr für die Zuteilung von 

Nummern im Funknetzbereich das in Art. 11 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 97/13/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 10. April 1997 über einen gemeinsamen Rahmen 

für Allgemein- und Einzelgenehmigungen für Telekommunikationsdienste (ABl EG Nr. L 117 

S. 15) vorgeschriebene Kostendeckungsprinzip Anwendung findet. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO.  

 

 

Bardenhewer                                                     Hahn                                                        Büge 

 

                                   Graulich                                                           Vormeier 

 

 

B e s c h l u s s 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 5 112 919 € (ent-

spricht 10 000 000 DM) festgesetzt. 

 

 

Bardenhewer                                                    Hahn                                                   Vormeier 
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Gebühren für Rufnummernzuteilung; Äquivalenzprinzip; Kostendeckungsprinzip.  
 
 
Leitsatz: 
 
Eine Verwaltungsgebühr verletzt das bundesverfassungsrechtliche Äquivalenzprinzip, wenn 
ihre Höhe die Kosten des Verwaltungsaufwandes um etwa das 4 444fache übersteigt. 
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